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AöW zu den INTA-Empfehlungen über einen EP-Bericht zu den 

TTIP-Verhandlungen [A8-0175/2015 v. 01.06.2015] 

 

 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

 

aus dem Verfahrensgang für das Europäische Parlament können wir ersehen, dass Sie sich mit 

den o.g. Empfehlungen über die laufenden TTIP-Verhandlungen befassen und am 10. Juni 2015 

im Plenum über einen EP-Bericht (sogenannte „Resolution“) abstimmen werden. Als 

Interessenvertretung der sich in öffentlicher Hand befindlichen Betriebe, Unternehmen und 

Verbände der Wasserwirtschaft wenden wir uns an Sie. Wir möchten Ihnen hierzu kurze 

Hinweise geben und bitten um Unterstützung der Belange der Wasserwirtschaft als Hüterin des 

besonderen Gutes Wasser, das gerade keine Handelsware ist. 

 

Im Einzelnen zum konsolidierten INTA-Berichtsentwurf vom 01.06.2015 [Dok-Nr. A8-

0175/2015] : 

 

Hybridlisten-Ansatz [Punkt 1.(b).(v)] 

In den Empfehlungen zum Marktzugang für Dienstleistungen erachten wir den Hybridlisten-

Ansatz nach wie vor für nicht ausreichend zur Absicherung des Gemeinwohls. Erforderlich ist 

nach unserer Ansicht eine ausdrückliche Ablehnung des Negativlisten-Ansatzes und die 

Forderung nach einem Positivlisten-Ansatz sowohl für den Marktzugang als auch für die 

Inländerbehandlung. 

Wir befürchten mit einer Negativliste für die Inländerbehandlung als Auswirkung eine 

Verstärkung von Privatisierung und Liberalisierung im Wassersektor. Dies gilt selbst dann, wenn 

einige Mitgliedstaaten bestimmte Bereiche der Wasserwirtschaft aus den Verpflichtungen zur 

Inländerbehandlung ausdrücklich herausnehmen. Solange nicht alle Mitgliedstaaten diesen 

Vorbehalt haben, kann bei einer solchen Negativliste über die Regelungen im 

Freihandelsabkommen durch die Hintertür Liberalisierung- und Privatisierung erwirkt werden 

und eine solche Ausnahme in einzelnen Mitgliedstaaten ausgehebelt werden. 

 

Stillstands- und Ratchet-Klauseln [Punkt 1.(b).(v)] 

Zu den Stillstands- und Ratchet-Klauseln weisen wir darauf hin, dass diese nicht nur den 

Entscheidungsspielraum von Kommunen für Rekommunalisierungen einschränken, sondern 

solche Entscheidungen von vornherein möglicherweise ausschließen. Dies gilt selbst dann, wenn 

wie in dem Berichtsentwurf die Stillstands- und Ratchet-Klauseln auf die Nichtdiskriminierung 

beschränkt sind. Mit diesen Klauseln können insbesondere zukünftige restriktive 
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Privatisierungsbedingungen verhindert werden. Auch die kommunale Entscheidung, eine 

Privatisierung rückgängig zu machen und zu rekommunalisieren, könnte als Diskriminierung 

ausgelegt werden. Wir weisen in diesem Zusammenhang ausdrücklich auch auf die Beachtung 

des Subsidiaritätsprinzips hin. 

Daneben schränken die Stillstands- und Ratchet-Klauseln die zukünftige Entwicklung 

kommunaler Daseinsvorsorge sowie die kommunale Organisations- und Gestaltungsfreiheit ein. 

Dem steht u.a. aber Artikel 345 AEUV, wonach die Eigentumsordnungen in den verschiedenen 

Mitgliedstaaten unberührt gelassen werden, entgegen. 

 

Gemeinsame Erklärung der Verhandlungsführer [Punkt 1.(b).(vii)] 

Die gemeinsame Erklärung der Verhandlungsführer vom 20.03.2015 zu öffentlichen 

Dienstleistungen zerstreut unsere Bedenken gerade nicht, dass öffentliche Dienste von den 

Freihandelsabkommen betroffen sein könnten und damit eine Kommerzialisierung öffentlicher 

Aufgaben eintreten könnte bei der das Gemeinwohl in den Hintergrund rückt. 

Insoweit sollte in dem Bericht des EP ausdrücklich und deutlich ein wirksamer Ausschluss der 

„Dienstleistungen von allgemeinem Interesse“ und „Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse“ aus dem TTIP gefordert werden. Auch sollte in der Empfehlung 

formuliert werden, dass dabei die Mitgliedstaaten und die Kommunen einen weiten Spielraum 

haben, der nicht lediglich in „Ausnahmeregelungen“ für öffentliche Dienstleistungen besteht, 

sondern durch primäre Absicherung öffentlicher Verantwortung für solche (kommunalen) 

Angelegenheiten im Interesse der Bürger. 

 

Staatliche Unternehmen [Punkt 1.(b).(xv)] 

Wir erachten die Formulierung „to ensure that private companies can compete fairly with state-

owned or state-controlled companies;“ zu staatlichen und staatlich kontrollierten Unternehmen 

in Punkt 1.(b).(xv) äußerst kritisch. Sie bedeutet, dass private Unternehmen uneingeschränkt 

mit staatlichen Unternehmen in Wettbewerb treten können sollen. Für Bereiche, in denen ein 

Wettbewerb aber der Aufgabenerbringung mehr schaden als nutzen kann. Für den Bereich der 

„Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ finden sich in dieser Empfehlung 

keine Ausnahmen, obwohl gerade solche in Art. 106 Abs. 2 AEUV für „Dienstleistungen von 

allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ festgelegt sind. Ohne den Bezug auf Art. 106 Abs. 2 

AEUV bedeutet dies für solche Dienstleistungen die Liberalisierung und damit die Öffnung für 

den Wettbewerb. Davon wäre sogar die Wasserversorgung betroffen. 

Mit dieser Formulierung wird der gesamteuropäische Konsens, wie er sich im Vertrag von 

Lissabon und in den AEUV findet, dass die Aufgaben der Daseinsvorsorge eine besondere vom 

Wettbewerb auszunehmende Bedeutung für das Gemeinwohl und für wirtschaftliche Stabilität 

haben, unterlaufen. Auch die Beteuerungen der EU-Verhandlungsführer, dass es in den 

Freihandelsabkommen gerade nicht um Privatisierung und Liberalisierung öffentlicher Aufgaben 

gehe, werden dadurch in Frage gestellt. Damit wird ein Einfallstor für den Privatsektor in den 

Bereich der „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ erschaffen. Das 

bestätigt unsere Befürchtungen über die Auswirkungen der Freihandelsabkommen.  

Bei Ihrer Resolution sollte aber berücksichtigt werden, dass in der ersten erfolgreichen 

Europäischen Bürgerinitiative „right2water“ rund 1,9 Mio. EU-Bürger und über 1,3 Mio. aus 

Deutschland den Appell „Wasser ist ein Öffentliches Gut und keine Handelsware“ unterstützt 

haben und unter anderem gefordert haben: „Die Versorgung mit Trinkwasser und die 

Bewirtschaftung der Wasserressourcen darf nicht den Binnenmarktregeln unterworfen werden. 

Die Wasserwirtschaft ist von der Liberalisierungsagenda auszuschließen.“ 

 

Verhandlungen zu den Beschaffungsmärkten [Punkt 1.(b).(xxi)] 

Die Verhandlungen zu den Beschaffungsmärkten sehen wir kritisch. Eine Übereinstimmung 

(„compliance“) mit den neuen EU-Vergaberichtlinien, wie im Berichtsentwurf formuliert, 

erachten wir für nicht ausreichend. Wir befürchten vielmehr weitreichende Sonder-

Vergaberegeln für Investoren aus den USA, die einerseits neue Konstruktionen im Bereich PPP 

(Public Private Partnerschaft) ermöglichen, zum anderen aber die Formen der öffentlich-

öffentlichen Zusammenarbeit oder vergaberechtsfreien Inhouse-Geschäfte (bzw. Formen der 

Interkommunalen Zusammenarbeit) erschweren. Wir bitten zu den Regeln zum Vergaberecht, 

einschließlich der über Konzessionen, ausdrücklich zu fordern, nicht über das bestehende EU-
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Vergaberechtsregime hinauszugehen und deren einzelstaatliche Umsetzung ausdrücklich 

anzuerkennen. 

 

„Regulatorische Zusammenarbeit“ [Punkt 1.(c).] 

Große Bedenken haben wir auch bezüglich des geplanten Verfahrens einer „Regulatorischen 

Zusammenarbeit“. Wir befürchten, dass damit kommerzielle Interessen und die Kosten von 

Regulierungen in den Vordergrund rücken, Gesichtspunkte wie Gemeinwohl, Gesundheits- und 

Umweltschutz jedoch dabei in den Hintergrund geraten. Dadurch können sich negative 

Auswirkungen für die Umwelt, den Gewässerschutz und letztlich auch für die Wasserversorgung 

ergeben. 

 

Exploration und Nutzung von Energiequellen [Punkt 1.(d).(viii)] 

Hinsichtlich der Exploration und Nutzung von Energiequellen begrüßen wir die Forderung, 

wonach jeder Partner die Exploration und Nutzung von Energiequellen selbst regeln kann. Wir 

weisen dabei ausdrücklich auch darauf hin, dass dies das Recht beinhalten sollte, für bestehende 

Erlaubnisse oder Genehmigungen zusätzliche Anforderungen zu regeln, wie z.B. 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) oder die Nachholung einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 

 

Investitionsschutz und ISDS-Mechanismus [Punkt 1.(d).(xiii bis xv)] 

Zum Investitionsschutz und ISDS-Mechanismus möchten wir zusätzlich darauf hinweisen, dass 

auch Entscheidungen von rein öffentlichen Unternehmen in kommunaler Hand Gegenstand von 

ISDS-Verfahren sein können. Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme zur 

Konsultation zu den Modalitäten des Investitionsschutzes und der Investor-Staat-Streitbeilegung 

(ISDS) im Rahmen der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP). 

Insbesondere im Hinblick auf die kommunale Selbstverwaltungsgarantie und das 

Subsidiaritätsprinzip lehnen wir Sonderrechte und ISDS-Verfahren in diesem Bereich 

entschieden ab. 

  

Unsere Hinweise gelten entsprechend auch für CETA, TISA und alle weiteren Abkommen.  

Zusammenfassend möchten wir bemerken, dass das EU-Parlament mit dieser sogenannten 

Resolution hinter den bisherigen Diskussionen und Erwartungen weit zurück bleibt. 
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